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  Literaturverzeichnis 




  Band 2:


  Wer gestaltet die Politik?4




  




  Gestaltet der Politiker die Politik ?




  




  Wenn der Bürger schon praktisch keine Wahl hat5, so die nächste Hoffnung, dann bitte doch wenigstens der Politiker. Zwar wurden sie von ihren Parteien gewählt und aufgestellt, von uns den Wahlbürgern danach in einer Scheinwahl nur bestätigt, aber wir spüren doch noch irgendwie eine Verbindung zu ihnen, sei sie auch noch so klein, oder? Gestalten Politiker die Politik? Wenn nicht sie, wer sonst?




  




  Politiker haben eigenständige Politikoptionen. Oder?


  Auch diese Frage ist vielschichtiger und komplizierter


  als man auf den ersten Blick meint.





  Fragen im folgenden Kapitel:




  Repräsentieren Parteien alle ihre Wähler oder überhaupt Wähler ? Machen Politiker tatsächlich die Politik selber ? Ist Demokratie Weg und Ziel oder nur Instrument für anderes ? Folgen Politiker dem Sachzwang oder gestalten sie Politik? Sucht man das Gemeinwohl oder gehorcht dem Fraktionszwang? Ist Parteidisziplin eine Tugend oder Hörigkeit? Was sind die Konsequenzen innerparteilicher Autokratie? Funktioniert Demokratie als Geheimdiplomatie? Politikerleben: Vollzeitjob plus Nebentätigkeit mal Entsorgung? Ermöglicht der Staat Willensbildung oder ist er Eigentum der Parteien? Dominiert die Exekutive über die Legislative?





  
17. Repräsentieren Parteien ihre Wähler?






  Parteien sind eng gekoppelt an die wirtschaftliche Entwicklung ihrer Länder und ursprünglich Ausdruck gesellschaftlicher Konfliktlagen, repräsentieren mehr oder weniger die Milieus, denen sie entstammen. Die ursprünglich drei größten Parteien Deutschlands lassen sich bis in die 70’er und 80’er Jahre des 19.Jahhunderts zurückverfolgen.




  




  Die FDP zur Freisinnigen Partei, die SPD zur sozialistischen Arbeiterpartei Deutschlands und die CDU/CSU zum Zentrum und der frei-bzw. deutsch-konservativen Partei.




  




  Auch wenn die CDU/CSU diese Erbschaft zurückweist, weil dieses drei Vorläufer zu zweien vereint (DNVP und Zentrum) für Hitler und das Ermächtigungsgesetz stimmten. Was CDU/CSU durch eine Neugründung nach 1945 vergessen machen wollten, auch wenn sehr viele ehemalige Zentrums-und DNVP-Mitglieder in ihren Reihen waren6.




  




  Ab den 1970’er Jahren begann sowohl in Europa inkl. Deutschland als auch den USA die Macht der großen Volksparteien rechts und links von der Mitte zu schwinden. Die ursprünglichen sozialen Milieus von SPD und CDU begannen sich allmählich zu verändern und aufzulösen, da sich Deutschland von einer nach dem Krieg boomenden Industriegesellschaft zunächst unmerklich in eine post-industrielle Dienstleistungsgesellschaft verwandelte. Die früher recht großen und einheitlichen Milieus der Arbeiter und Katholiken differenzierten und verkleinerten sich in vielschichtige gesellschaftliche Sub-Milieus.




  




  Die Repräsentations-und Integrationskraft der Volksparteien hat in ganz Europa, besonders auch in Deutschland abgenommen. Der Politologe und ehemalige Bundestagsabgeordnete der Grünen Hubert Kleinert sah 1992 Postmaterialismus7 der gut gebildeten Wohlhabenden als Mitursache der Auflösung alter Stammwählerschaften und fortschreitender Differenzierungs-und Desintegrationsprozesse in der Gesellschaft wie Individualisierung und Auflösung der Arbeiter-, Gewerkschafts-und Kirchenmilieus.




  




  Laut Kleinert hätten höhere Ansprüche der von individuellen Entscheidungen Verwöhnten die Kosten der Legitimationsbeschaffung bei politischen Entscheidungen anwachsen lassen8 und die Akzeptanz übergeordneter Entscheidungen habe abgenommen.




  




  Kleinert spricht von einem Antagonismus von Legitimität und Effizienz politischer Entscheidungen und ergreift Partei für die Effizienz. Seiner Meinung nach seien Politiker unehrlich, mutlos und opportunistisch, besäßen also mangelnde Charakterstärke, indem sie sich zu selten gegen die Meinung des Volkes stellten und die Effizienz vernachlässigten. Es ist interessant zu sehen, wie sich hier ein ehemaliger grüner Bundestagsabgeordneter zum Fürsprecher vermeintlicher staatlicher Effizienz gegen die Meinung der Wahlbürger macht.




  




  Die alten Schulen und Antriebskräfte der Demokratie, die Volksparteien und Massenorganisationen, die ihrer Regierung früher das wenig eingeschränkte Vertrauen der Bürger entgegen brachten, zerfielen, meint auch der Soziologe Ulrich Beck. Die massenmediale Landschaft und die Nichtregierungsorganisationen sowie eine große Gruppe von Bürgern artikulierten sich täglich als Besserwisser und kritisierten die Regierungen. Darauf reagiere die Regierung mit verstärktem Rückzug in die Hinterzimmer der Politik und Geheimverhandlungen. So viele Entscheidungen wie möglich würden am Parlament vorbei gemacht. Was nicht öffentlich sei, könne auch nicht diskutiert und kritisiert werden.9




  




  Dies halte ich insofern für eine Fehleinschätzung, als dass die wesentlichen politischen Entscheidungen immer schon in den Hinterzimmern von einer kleinen Elite getroffen wurden, heute wird diese Geheim-Politik nur wesentlich stärker öffentlich wahrgenommen und sofort medial verbreitet. Regierungen haben immer versucht Politik so sehr wie eben möglich am Parlament vorbei zu machen. In manchen Fällen mag dieses machtstrategische Verhalten durch die Omnipräsenz der Medien und neuerdings auch der digitalen Öffentlichkeit der Bürger verschärft worden sein, eine Frage, die durchaus einer gezielten Untersuchung wert wäre.




  




  Die schwindende Folgsamkeit der sich auflösenden sozialen Milieus, Volksparteien und Massenorganisationen wurde durch die nachlassende Fähigkeit der westlichen Nationen verschärft, nach Mitte der 1970’er Jahre noch große Gewinnsteigerungen an die Bürger umzuverteilen.




  




  Mit sinkenden Gewinnquoten der nach dem Kriege aufgebauten Firmen war weniger an Löhnen, Gehältern und Sozialleistungen zumindest an die große Masse der Bürger zu verteilen10. Während in Zentraleuropa, besonders aber im Norden, der Sozialstaat nach seinem Ausbau in der Nachkriegszeit zunächst verteidigt werden konnte, verstärkte sich in den USA die traditionelle Schwäche des Gewerkschafts-und in Folge des Sozial-und Gesundheits-Systems damals bereits zunehmend.




  




  Eine Allianz von Konservativen, NeoLiberalen und Finanzkapital entstand, die den Markt hauptsächlich deregulieren wollte. Nach dem Zusammenbruch des Ostblocks mit der UDSSR verschlechterten sich auch in Zentraleuropa die sozialen Ausgleichssysteme und in den USA - wie in England - gab es in der Gesellschaft zunehmend weniger Widerstand gerne die neoliberale Ausrichtung von Wirtschaft und Staat. Nicht zuletzt weil das sozialistische Konkurrenzmodell wegefallen war und immer weniger Rücksichten genommen werden mussten.


  


  Der Neoliberalismus hielt seine Versprechungen im Westen nicht. Mehr Stagnation als Wachstum, Ungleichheit und Armut bei den abgehängten unteren Schichten und fast flächendeckende Erosion der Demokratie und Bürgerrechte durch Dominanz der Wirtschaft über Politik und Gesellschaft. Dann kam die Weltfinanz-und Wirtschaftskrise von 2008 und es gab, auch weil die Staats-und Wirtschaftsmacht nicht genügend von unten herausgefordert wurde, keine effektive langfristige Lösung der Krise.




  




  Auch zum Nachteil der herrschenden Wirtschaftseliten, weil diese immer noch genau die Politik ablehnen, die ihnen die aggressive Nachfrage der Konsumenten bis in die späten 70’er Jahre hinein beschert hatte: Stärkung der Sozialsysteme und Löhne wie Gehälter.




  




  Die herrschende Kapitalfraktion glaubte, sinkenden Profitraten durch billige Sozialsysteme und sinkende oder stagnierende Reallöhne entgegenwirken zu können. Dabei waren und sind hiervon diejenigen betroffen, die fast alles für den Konsum, also auch für Umsatz-und Gewinnsteigerung auf der Unternehmerseite ausgeben. Insofern ist dies der typische Trugschluss auf Unternehmerseite: Kurzfristige überschaubare Kostenersparnis führt zu verschärfter mittel-und langfristiger Stagnation.




  




  Die sinkenden Profitraten im Norden und Westen der Welt sorgten auch für die Übergangslösung des spatial fix, der geographischen Lösung von Gewinneinbußen: Verlagerung der Produktion in die Billiglohnländer des Ostens, Südens und Fernen Ostens wann immer möglich wurden nach den 1970’rn zur Regel.




  




  Für die ehemalige Arbeiterpartei SPD war die Verlagerung von Produktionsstätten nach Osteuropa und Asien auch der Anfang eines großen Schrumpfungsprozesses: Ihr kamen die Arbeiter abhanden. Zumindest die deutschen Arbeiter, um die sie sich kümmern wollte und konnte. Insofern ist es logisch, dass die SPD nach rechts wanderte und die Gewerkschaften mir ihr an Kraft und Bedeutung verloren. Die Wanderung hin zu den etablierten Mittelschichten und weg von den sowieso marginalisierten Unterschichten, die auch noch kaum zu Wahlen gingen und gehen, schob die SPD an die Unternehmer-und Kapitalseite heran.




  




  Die CDU traf es bisher weniger stark, aber auch ihr kam die soziale und katholische Arbeiterschaft abhanden. Die Erosion des katholischen Milieus schwächte auch die CDU. Da aber anders als in der sehr stark schrumpfenden Industriearbeiterschaft die wirtschaftliche Basis der CDU/CSU Wähler, traditionell überwiegend das kleine und mittlere Unternehmertum, bestehen blieb, schrumpfte die CDU/CSU deutlich weniger als die SPD.




  




  In den ersten Jahrzehnten der Bundesrepublik galten die FDP’ler als typischerweise Freiberufler, die CDU’ler als die Unternehmer-und die SPD’ler als die Arbeitnehmer-vertreter. Mit der Auflösung der klassischen sozialen Milieus, vor allem des Arbeitermilieus und des konfessionell gebundenen Milieus, verloren diese eindeutigen Zuordnungen ihre Gültigkeit und die verschiedenen medial durchdrungenen Milieus und Berufsgruppen differenzierten sich sehr stark aus, was keine völlig neue, aber eine veränderte Zuordnung der sozialen Schichten zu den Parteien zur Folge hatte.




  




  Die Konsumforscher der Gruppe Sinus unterschieden bereits 1984 acht verschiedene Milieus11:




  




  

    

      - konservativ gehobenes

    




    

      - kleinbürgerliches12

    




    

      - traditionell arbeiterorientiert

    




    

      - traditionsloses arbeitsorientiertes

    




    

      - aufstiegsorientiertes

    




    

      - technokratisch13-liberales14

    




    

      - hedonistisches15

    




    

      - alternativ16-linkes

    


  




  




  Die ersten beiden Milieus wählten stärker CDU/CSU, beide Arbeitermilieus, das hedonistische und das alternativ-linke stärker SPD, aufstiegsorientierte und technokratisch-liberale in etwa gleich häufig SPD und CDU/CSU. Die Grünen hatten ihren Schwerpunkt beim hedonistischen und alternativ-linken Milieu.




  




  Die Parteienforscher Neugebauer und Stöss verorten die deutscher Parteien - nicht ihre Wähler - 1996 in einer Polarisierung: Zwischen den Zielen sozialer Gerechtigkeit auf der einen (SPD/Grüne) und Marktfreiheit auf der anderen Seite (CDU/CSU/FDP).




  




  Dem entspreche eine entweder sozial/libertäres Modell (eher Grüne/PDS) und eine neoliberal/autoritäre Alternative (FDP/CDU/CSU/REP). Die SPD liegt in diesem Modell von Wertorientierungen der Parteianhänger nah am Zentrum zwischen beiden Politikalternativen17.




  




  Interessant dabei ist dass die Parteianhänger im Osten bei allen Parteien deutlich stärker am Autoritarismus18 und der sozialen Gerechtigkeit orientiert sind19.




  




  2006 ermittelt das Sozialforschungsinstitut TNS Infratest acht Kategorien von Parteibindung in einer repräsentativen Umfrage20:




  




  Leistungsindividualisten (11% der Wahlbevölkerung)


  Gegner staatlicher Eingriffe – Leistungsgesellschaft – CDU/CSU, FDP, AfD




  Etablierte Leistungsträger (15% der Wahlbevölkerung)


  kleinstädtisch gehoben (liberal) konservativ – CDU/CSU-Wähler




  Kritische Bildungseliten (9% der Wahlbevölkerung)


  Am weitesten links, junge und qualifizierteste Gruppe mit


  höchstem Anteil an gesellschaftspolitisch Aktiven –


  Wähler der drei „linken“ Parteien




  Engagiertes Bürgertum (10% der Wahlbevölkerung)


  Frauen, öffentlicher Dienst, sozio-kulturelle Berufe –


  rot-grünes Kernmillieu




  Zufriedene Aufsteiger (13% der Wahlbevölkerung)


  Leistungsorientierte moderne Arbeitnehmermitte – CDU/CSU




  Bedrohte Arbeitnehmermitte


  (16% der Wahlbevölkerung)


  kleinstädtisch industriell geprägte Arbeitnehmerschaft – SPD, Linkspartei,Union




  Selbstgenügsame Traditionalisten


  (11% der Wahlbevölkerung)


  Konventionen, regulierender Staat, wenig Vertrauen & Verständnis der Politik – SPD und CDU/CSU




  Autoritätsorientierte Geringqualifizierte (7% der Wahlbevölkerung)


  Autoritär-ethnozentrisch, einfache Verhältnisse, Aufstieg im Kleinen – SPD, Ablehnung Grüne




  Abgehängtes Prekariat21 (8% der Wahlbevölkerung)


  Sozialer Ausschluss und Abstieg, arbeitslos, männlich, ostdeutsch – Nichtwähler, Linke, Rechtsextreme




  




  Im nächsten Schritt fassten die Forscher diese Schichten in drei Drittel zusammen:




  




  Das obere Drittel der ersten vier Gruppen mit 45% der Wahlbevölkerung, das mittlere Drittel mit zwei Gruppen von insgesamt 29% und das untere Drittel mit 26% der Wahlbürger, die allerdings kaum noch wählen.




  




  Bei all dieser Differenzierung in den Wählermilieus stellen sich Fragen.





  Müssen die Parteien um wahltaktisch erfolgreich zu sein nicht wenig aussagekräftige Durchschnittsmeinungen entwickeln, die mehreren Wählermilieus die Möglichkeit offen lassen, sie zu wählen und möglichst wenig Wählermilieus ausschließen, weil sie diese vor den Kopf stoßen?




  




  Diese Durchschnittsmeinungen der Partei-und Wahlprogramme werden in Folge niemandem gerecht, sondern sind darum bemüht, bei möglichst vielen Wählern Illusionen und Hoffnungen zu erzeugen, ihre Präferenzen würden nach der Wahl berücksichtigt.




  




  Die Vielzahl der Einkommens-, Bildungs-und Lifestyle Milieus verwischt die fundamentalen Interessenunterschiede zwischen den gesellschaftlichen Großgruppen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber, der Privilegierten und Unter-Privilegierten, der Arbeitsplatzbesitzer und Arbeitslosen, der Aktienbesitzer und Nicht-Aktienbesitzer, der Kleinunternehmer wie Großunternehmer und Konzernherren.




  




  Eigentlich ruft diese Situation nach einem öffentlichen Meinungsbildungsprozess, der die Vielzahl und Vielschichtigkeit wie Unterschiedlichkeit der Wahrnehmung eigener Interessen und Positionierungen aufgreift, miteinander vergleicht und in einen argumentativen demokratischen Diskurs einbindet, in dem politische Konzepte und Alternativen entwickelt und schlüssig diskutiert werden.




  




  Nur dieser Prozess hat weder Orte noch Institutionen um stattzufinden. Die politischen wie medialen Diskussions-und Entscheidungswelten sind fragmentiert und jenseits der Talkshows vollständig gegeneinander abgeschottet, die Parteien, theoretisch Mitwirkende wenn nicht Orte der politischen Willensbildung, entziehen sich völlig einem gesellschaftlichen politischen Diskurs. Sie sind ja noch nicht einmal in der Lage innerparteilich die Qualität verschiedener Argumente und Beurteilungen aufeinander zu beziehen und ohne das Ausspielen von Übermacht der Parteioligarchen zu inhaltlichen Schlussfolgerungen zu kommen.




  




  Die große Kluft zwischen vielschichtigen Wählermeinungen einerseits und politischer Praxis der Parteien andererseits hält der Soziologe Claus Offe für kaum überbrückbar:




  




  „Das könnte ihnen dann gelingen, wenn sie imstande wären, Wählerpräferenzen und öffentliche Meinung durch überzeugende Argumente zu formen und ihre Einsichtsfähigkeit zu qualifizieren. Stattdessen ist zu beobachten, dass politische Parteien hartnäckig an nationalen Schablonen und kurzfristigen Kostenrechnungen festhalten, weil sie fürchten, andernfalls ihre Wähler zu überfordern und Stimmen an Parteien zu verlieren, die deren Ressentiments bedenkenlos bedienen. Als politische Machterwerbsorganisationen stehen Parteien unter dem korrumpierenden Druck eines positivistischen Opportunismus, nämlich sich nach den „gegebenen“ Präferenzen der Wähler zu richten und vor der Aufgabe zu resignieren, diese Präferenzen zunächst durch die Vermittlung von Einsichten und Argumenten (mit)zuformen. Doch Parteien sind nun einmal darauf aus (und dazu da!) Wahlen zu gewinnen – auf welche Weise auch immer. Wenn sie hoffen können, dadurch zu gewinnen, dass sie Wählergruppen mit gezielten Begünstigungen ködern („Klientelismus“), oder dadurch, dass sie das politische Blickfeld räumlich und zeitlich einengen, oder indem sie Ängste schüren oder wesentliche Zusammenhänge der Politik leugnen oder verzerrt darstellen, statt ihr Publikum aufzuklären oder zu überzeugen - dann werden sie das tun.“22




  




  Diese vernichtende Kritik der Parteipolitik, die einem Offenbarungseid unserer sogenannten Demokratie gleichkommt - von Offe eher verständnisvoll formuliert - beschreibt, warum selbst genaue Repräsentation des jeweils aktuellen Wählerwillens viel zu wenig wäre.




  




  Mit der Bildung des Bürger-und Wählerwillen geben sich Parteien erst gar nicht ab. Das wäre ihnen zu mühselig, langwierig und risikoreich. Dies ist zugleich die Bankrotterklärung eines Parlamentarismus, der den offenen gesellschaftlichen Diskurs aller Akteure scheut wie der Teufel das Weihwasser. Weder wird gemeinsam erörtert, was repräsentiert werden soll und muss, noch wird das, was sich als gesellschaftliche Schichten und Strömungen etabliert hat, angemessen repräsentiert.




  




  Es fehlt an langfristigem Interessenbewusstsein und Verständnis der Zusammenhänge, es fehlt vollkommen am diskursiven Austausch und der Abwägung von Argumenten mit dem Ziel der Herausbildung eines Gemeinwohl-konzeptes - bei der Bevölkerung und bei den Eliten. Das führt bei den Bürgern zum frustrierten Rückzug und Verbleib im Privaten und auch dazu, dass gerade europäische und internationale Probleme und Entscheidungsfragen unter nationalistischen Gesichtspunkten betrachtet werden. Die vermeintlichen Interessen Deutschlands stehen - nachdem die Schamfrist der eigenen Naziherrschaft vergangen ist - im Vordergrund der Beurteilungsweise. Wobei diese national Perspektive die tatsächlich bestehenden Interessenunterschiede zwischen den Angehörigen verschiedener gesellschaftlicher Gruppen und Klassen verdeckt. Dies steht einer demokratischen Willensbildung und einer am Gemeinwohl orientierten Repräsentation der verschiedenen Wählermilieus im Weg23.




  



  
18. Politikproduktion ohne Politiker





  Glaubst Du auch an das alte Kindermärchen,


  Politik würde von Politikern gemacht ?


  Natürlich nicht.




  




  Politik wird von Ministerialbeamten gemacht, von Beraterstäben, stark beeinflusst und oft geschrieben von Lobbygruppen. Dann wird sie in Parlamentsausschüssen endgültig fertiggestellt und beschlossen, meistens abgenickt und durchgewunken24.


  


  Wer sich in den Fraktionen auf Bundeebene nicht spezialisiert, wird belächelt und hat parteiintern kaum noch Chancen. Die Spezialisierung bedeutet aber auch: Fast alle Gesetze werden nur von einigen wenigen verstanden. Da Generalisten fehlen, wird auch die Notwendigkeit und Dringlichkeit nicht gemachter Gesetze nicht erkannt. Nur wenige Berufspolitiker sind noch inhaltlich passioniert, die Zahl der Karrieristen auf Parteiticket ist stark gestiegen.




  




  Die von uns gewählten Politiker sind so stark von dem Sachverstand in der Exekutive und in den Lobbygruppen abhängig, dass sie selber kaum noch Gesetzesvorschläge entwerfen und nicht diejenigen sind, die Politik machen. Auch haben sie weder Zeit noch Interesse noch Kompetenz die jeweiligen politischen Alternativen zu entwerfen, zu begründen und zu erläutern.




  




  Politik wäre der begründete Vergleich zwischen politischen Alternativen. Alles andere ist Verwaltung und Anpassung, keine Politik.




  




  Also der eine Fachmann und der eine Einpeitscher der Fraktion geben die Richtung vor, alle anderen gehorchen fast immer, auch schon weil sie keinen Schimmer haben. Sie verstehen in der Regel noch nicht einmal die Gesetzestexte, die sie beschließen und kennen die meisten nicht, wenn sie sie beschließen!




  




  Politiker verlassen sich je nach Themengebiet auf jeweils einen oder zwei Spezialisten in den eigenen Reihen und die professionellen Mitarbeiter der Ministerien und wirtschaftlichen Lobbygruppen, die oft in juristischen Kanzleien die Gesetzestexte entwerfen. Wenn Politiker überhaupt irgendetwas an Politik machen, dann sind es die Handvoll Spitzenpolitiker, die in Kabinettssitzungen und Koalitionsrunden oder gar unter vier bis acht Augen Grundsätze eines Gesetzes beschließen oder mit Deals25 auskungeln.




  




  Die eigentliche Funktion und Bedeutung der Politiker liegt in der Legitimationsbeschaffung. Sie müssen den Eindruck erzeugen, gewählte Volksvertreter würden die Politik gestalten und die beschlossenen Gesetze entsprächen dem Gemeinwohl oder zumindest einem Sachzwang, zu dem es keine Alternativen gäbe. Politiker erklären also in den Medien lediglich die Politik, die sie nicht machen, stellen sich als die Gestalter dar, die sie nicht sind und vermarkten gegenüber den Wählern im Allgemeinen und ihren Wahlkreis-Wählern im Besonderen Gesetze, die sie nicht geschaffen haben.




  




  Eigentlich könnte diese Funktion auch vollständig von Pressesprechern oder besonders trainierten Schauspielern professioneller ausgeübt werden, dass hätte nur den Nachteil, dass diese als nicht Gewählte keine Legitimation produzieren könnten. Denn Parlamente und Politiker sind notwendige Legitimations-Beschaffungsmaschinen. Ohne diese bräche die Rechtfertigung für Herrschaft26 zusammen.




  




  Die Spitzenpolitiker auf der Ebene der Partei-und Fraktionsvorsitzenden wie der Ministerebene unterliegen nach Meinung des Soziologen Klaus Dörre einer dysfunktionalen27 machtzentrierten Null-Fehler-Toleranz, weil jeder Vorschlag, der nicht vom richtlinienkompetenten28 Kanzler abgesegnet ist, sofort als Versagen beurteilt wird.29




  




  Als dysfunktional beurteilt Dörre dies, weil Reformpolitik in komplexen Gesellschaften eine ständige Überprüfung und Korrektur von Gesetzen erfordere, die dem kurzfristig angelegten Kampf um öffentlichen Imagegewinn entgegenstehe.




  




  Anders gesagt: Dort wo das Image gefährdet ist, sind die Gesetze egal. Und das Image ist fast immer gefährdet.




  




  Die wichtigste und weitreichendste Politik wird heute für Deutsche nicht in Berlin, sondern im wenig demokratisierten Brüssel und in undemokratischen internationalen Institutionen gemacht, die prinzipiell alle nicht wählbar sind. Da Parlamentarismus nur auf unseren deutschen Nationalstaat begrenzt ist, gibt es keine oder kaum demokratische Legitimation für alle wichtigen internationalen Vereinbarungen und politischen Einflussnahmen durch supranationale Institutionen wie die EU und die Troika30 etc., geschweige denn für den gesamten Wirtschaftsbereich der Global Player, Großbanken, Ratingagenturen und Börsen. Demokratie ist an den Nationalstaat gebunden und hat jenseits von ihm kaum Bedeutung. Auch das Europaparlament ist ein machtloses Parlament, welches begleitet und kommentiert, aber nicht gestaltet.




  




  Neben der Legitimation fehlt die Kompetenz und die Wissensgrundlage. Der kürzlich verstorbene Soziologe Ulrich Beck meint:




  




  „Unsere Welt ist die Weltrisikogesellschaft. Sie muss begriffen werden als Realität, die ein Niveau der Selbstgefährdung erreicht hat, das immer noch unsere Vorstellungskraft übersteigt. In dieser zivilisatorisch konstituierten Welt ist die Nicht-Entscheidung praktisch abgeschafft. Und es sind permanent Entscheidungen zu treffen, die an die Substanz des Überlebens gehen. Gleichzeitig haben wir aber keine Wissensgrundlage mehr in dem alten Sinne von sicherem Wissen…“




  




  Das heißt: Die eigentlichen Politikmacher hinter der Politik und im Schatten der Politik sind fortlaufend mit überlebenswichtigen Problemen konfrontiert, für die es kein sicheres Wissen mehr gibt. Zugleich muss trotzdem ständig entschieden werden. Nicht-Entscheidung ist keine Lösung. Die meisten Entscheidungen sind technokratische Entscheidungen ohne viel ethischen Input.




  





  „Es ist auch gänzlich unzulässig […] auf einen Gegensatz zwischen Technik und Ethik zu hoffen, die Ethik gegen die globalisierte Technikdynamik in Stellung zu bringen. Ethik ist eine Fahrradklingel am Interkontinentalflugzeug. Man kann ja sagen oder nein klingeln – das ändert überhaupt nichts am ‚Selbstflug‘ der Technik. Man muss vielmehr den wissenschaftlich-technischen Prozess selbst aufbrechen, reflexiv31 gestalten.“32





  




  Erinnern wir uns nicht alle an die Sonntagsreden während der ausgesprochenen Ethikdebatten im Bundestag? Wenn nicht, macht nichts! Sie haben nichts verpasst. Nur jedes 100’ste Problem zum Ethikproblem zu erklären – z.B. Prä-Implantations-Diagnostik – ist schon eine Verhöhnung der Ethik an sich und ein Armutszeugnis für die übrigen 99 Debatten.




  




  Ulrich Beck aber geht weiter:


  


  Ethik wäre auch zu schwach wenn sie in jeder Gesetzgebung eine tatsächliche Rolle spielte - der wissenschaftlich-technische, ich ergänze: ökonomische Prozess hat eine Geschwindigkeit und gewalttätige Kraft, die durch Moral nicht aufzuhalten ist.




  




  Was aber meint Beck mit „den wissenschaftlich-technischen Prozess selbst aufbrechen, reflexiv gestalten“? Beck fordert institutionell abgesicherte Gegen-Expertise und alternative Berufspraxis.





  „Nur dort, wo Medizin gegen Medizin, Atomphysik gegen Atomphysik, Humangenetik gegen Humangenetik, Informationstechnik gegen Informationstechnik steht, kann nach außen hin übersehbar und beurteilbar werden, welche Zukunft hier in der Retorte ist. Die Ermöglichung von Selbstkritik in allen Formen ist nicht etwa eine Gefährdung, sondern der wahrscheinlich einzige Weg, auf dem der Irrtum, der uns sonst früher oder noch früher die Welt um die Ohren fliegen läßt, vorweg entdeckt werden könnte.“33




  




  Für die Zukunft der Demokratie aber gehe es um die Alternative, ob die Bürgerschaft in allen Einzelheiten der Überlebensfragen vom Urteil der Experten und Gegenexperten abhänge oder ob man mit der kulturell hergestellten Wahrnehmbarkeit der Gefahren die individuelle Urteilskompetenz zurückgewinne.34




  




  Wollten also Politiker wieder Politik machen, müssten sie diese Art von Diskurs - folgt man Ulrich Beck - institutionell im großen Rahmen verankern. Also eine Art kollektive Förderung individuell massenhafter Urteilskompetenz auf den Weg bringen - das Ende des politischen Paternalismus und der Stellvertreterpolitik. Ist es realistisch, von Politikern derart viel Demut und in ihren Augen quasi die Selbstabschaffung zu fordern? Werden hiermit nicht alle Beteiligten überfordert? Heute jedenfalls sind selbst die engagierten und wohlmeinenden Politiker, die noch selber Politik machen oder zumindest machen wollen, den gesellschaftlichen Prozessen schon hilflos ausgeliefert. Oder?




  



  
19. Instrumentelle Beziehung zur Demokratie





  




  In der herrschenden technokratischen Demokratiekonzeption ist das formale Funktionieren der Parteien und des Staates die oberste Norm: Stabile Regierungen müssen her! Stabilität bedeutet aber immer auch: Herrschaft wie sie ist wird stabilisiert. Daher wird aus der Perspektive der Parteien der politische Machterwerb und die Regierungsbildung zur Hauptfunktion der Parteien35.




  




  Dies ist in der Öffentlichkeit dermaßen selbstverständlich, dass es kaum thematisiert und erst recht nie hinterfragt wird. Programme und programmatische Alternativen zu entwickeln ist hierbei eine völlig vernachlässigtes Ziel, nur Mittel zum Zweck des Machterwerbs und seiner Erhaltung36. Also reines Instrument zur Erreichung der Stabilitäts-und Machterhaltungs-wie Karriere-Ziele.




  




  Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems als Selbstzweck hat bei dieser Weltanschauung Vorrang vor der Partizipation der Bürger am demokratischen Prozess37. Auch kleine und neue Parteien stehen im politischen Abseits, ihr verstärktes Auftreten wird als Defekt beurteilt, ihre Eliminierung als Stabilisierung des Systems begrüßt38. Wer dem System aber Vorrang vor den Menschen gibt, der schwächt es auf Dauer und zerstört es letztendlich, wie man nicht zuletzt am Untergang des Sowjetsozialismus sieht.




  




  Im Hinterkopf schwebt in Deutschland immer noch die relativ große Zahl kleiner Parteien in der Weimarer Republik, die angeblich mit zu deren Scheitern beigetragen haben soll, ein Mythos, der sich immer noch hält. Kaum jemand kommt auf die Idee, stattdessen das Umschwenken der SPD schon bei ihrer Zustimmung zu den Kriegskrediten 1914 und später in ihrer Kooperation mit den rechten nationalen Kräften bei der Niederschlagung der kritischen Arbeiter und Soldatenschaft als eine wesentliche Voraussetzung des letztlich nationalsozialistischen Siegeszuges zu sehen. Wer wie die SPD die Arbeiterschaft spaltete, braucht sich über den Siegeszug der vom Großunternehmertum gestützten Nationalsozialisten nicht zu wundern.




  




  Der Soziologe und Philosoph Jürgen Habermas brach mit einem Tabu, als er feststellte:





  In den modernen Massenparteien gibt es für die Parteieliten keine normative Schranke, die große Masse der Parteimitglieder und Wähler zur Herstellung von Legitimation39, dem parteilichen Hauptprodukt, zu steuern40. Strukturell gibt es demnach weniger Unterschiede als gedacht zwischen den modernen Massenparteien und der NSDAP, in beiden herrschen und herrschten Zentralisierung, Bürokratisierung und Oligarchisierung. Der Hauptunterschied besteht im Inhalt des Programms und im liberaleren, weniger gewalttätigen Charakter der Oligarchisierung, der in den Massenparteien nach 1945 auf der freiwilligen Selbstunterwerfung mit dem Ziel der Karrieresicherung basiert.




  




  Das Mehrheitsprinzip wird heute in den Parteien und im Parlament angewandt und nicht in Frage gestellt. Es beinhaltet die Unterwerfung der - oft auch informierteren oder besser urteilenden -politischen Minderheit unter eine Entscheidung, deren Richtigkeit oder nur bessere Qualität niemand garantieren kann.




  




  Die Mehrheitsentscheidung wird mit dem Zwang zu handeln legitimiert, verhindert aber zugleich eine ernsthaften Diskurs von gegensätzlichen Argumenten und Alternativen, weil Mehrheiten oft schnell klar sind, bevor überhaupt diskutiert wird. Sie sind dem Ziel der Zeitersparnis und beliebiger Ergebnisproduktion, also Effektivität und Effizienz, nicht dem Ziel der Partizipation, besten Lösung und dem Gemeinwohl geschuldet. Ein gemeinsamer Diskurs, der das Gemeinwohl erst ermitteln oder gar herstellen könnte, findet in der Regel nicht statt.




  




  Schon 1955 wurde darauf hingewiesen, dass bereits nur ein Viertel von Abgeordneten als Minderheit einen rücksichtslosen Kampf gegen die Mehrheit führen kann, wenn man das Prinzip des Fraktionszwanges berücksichtigt, der Fakt ist. In einer Fraktion von 51 Abgeordneten können bereits 26 Abgeordnete die gesamte Menge der 100 Abgeordneten majorisieren, also als Minderheit die Mehrheit mit Hilfe des Mehrheitsprinzipes plus Fraktionszwang beherrschen. Insofern ist das Mehrheitsprinzip in seinem Zusammenwirken mit dem Fraktionszwang schon reine wirklichkeitsfremde Fiktion.




  




  Noch drastischer wird es wenn man diese Wirklichkeit näher betrachtet: Auch in der Mehrheit der Fraktion haben nur ganz wenige Elephanten das sagen, de facto regieren hier 2-3 Mitlieder der politischen Topelite das Plenum. Dies ist Alltag in Parteien, Alltag in Faktionen, Alltag in den Kommunen und Alltag in Berlin und Brüssel.




  




  Die Prinzipien von Mehrheitsentscheid, Fraktionszwang und institutionalisierter parteiinterner Oligarchie sind also Instrumente für die Herrschaft einiger weniger. Das Zusammenwirken dieser Mechanismen hebelt die vermeintliche Mehrheitsentscheidung in der Regel aus.




  




  Die Massen-bzw. Volksparteien, die gemäß ihrem pluralistischen Anspruch sämtliche sozialen Kräfte gleichzeitig zu repräsentieren und in ihrer Politik zu berücksichtigen suchen, müssen sich gegenüber sozialen Konflikten zumindest oberflächlich neutral erklären; sie blockieren die sozialen Kontrahenten wechselseitig und drängen sie rhetorisch aus dem Bereich der Politik heraus. Dort nennt man dies z.B. die Tarifautonomie von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Auch durch Artikel 9 im Grundgesetz wird hierbei der Grundkonflikt der Gesellschaft zwischen Kapital und Arbeit scheinbar entpolitisiert. In Wirklichkeit hat die Politik entschieden, selber weniger zu entscheiden und stattdessen die Macht des Stärkeren entscheiden zu lassen. Damit hat sie sich und das Volk in einem zentralen Bereich weitgehend entmachtet. Gleichzeitig haben jedoch politische Rahmensetzungen und die Wirklichkeit der globalen Kapital-und Arbeitsmärkte vorläufig entschieden, wer der Stärkere ist.




  




  Auch unter der Hand ist allerdings die kurzsichtige Bevorzugung der Unternehmer-und Kapitalseite die tatsächliche Politik, wie man an dem Auseinandergehen der Vermögensschere zwischen Arm und Reich in den westlichen Industrieländern sehen kann. Nach einer langen Phase der Senkung und Stagnation steigen zwar aktuell die durchschnittlichen Reallöhne wieder leicht. Die unteren 60% der Lohnabhängigen aber profitieren davon nicht nur nicht, die meisten von ihnen verlieren auch noch dramatisch41. Das bedeutet: Die rhetorische Neutralität der Regierung wirkt als Instrument der Verschleierung ihrer Parteinahme durch einseitige Gestaltung der Rahmenbedingungen und durch Untätigkeit gegenüber der strukturell in Zeiten der Globalisierung mächtigeren Kapitalseite.




  




  Ausgrenzung des gesellschaftlichen Grundkonfliktes zwischen Kapital und Arbeit und rhetorische Neutralität des Parlamentes sind also Instrumente der Herrschaft letztlich der Wirtschaftseliten und globalen Märkte. Damit wird der zentrale Bereich der gesellschaftlichen Steuerung dem Zugriff des souveränen Volkes und teilweise auch der Parlamentarier entzogen. Volksherrschaft und sogar die davon relativ unabhängige Gestaltungskraft der Politiker wird auch deswegen zum stumpfen Instrument.s




  




  Folgt man dem Soziologen und Schriftsteller Urs Jaeggi, dann betreiben die Parteien Überintegration und ihre Politik bewegt sich oft im gesellschaftsfreien, sowieso wirtschaftsfreien Raum fernab des wirklichen Lebens. Dadurch werden notwendige Entscheidungen aufgeschoben, gesellschaftliche Entwicklungen viel zu spät erkannt oder akzeptiert, Reformimpulse verdrängt und Bürger frustriert. Im Mittelpunkt des Parteiinteresses steht die Organisation, nicht die Programmatik, die Erringung und Ausübung von Herrschaft, nicht die Repräsentation von Wählerinteressen. Durch Zentrierung auf staatliche Einheit und Effektivität wird laut Jaeggi von den Parteien die Vielfalt, Qualität und Repräsentation der Interessen seiner Bürger zunichte gemacht.42




  




  Der Soziologe Karl-Heinz Seifert urteilte bereits 1975 :




  




  „Von einem chancengleichen Parteienwettbewerb und einer offenen politischen Willensbildung kann in der Bundesrepublik ernsthaft nicht mehr die Rede sein.[…] An die Stelle der vom Grundgesetz gewollten freien pluralistischen Demokratie ist ein staatlich gesichertes Oligopolsystem getreten, das, beherrscht von einem „Kartell der Großen“ mit Niederhaltungstendenz gegen alle Dritte und robustem Streben nach postdemokratischen Privilegien, […] nur noch einen stark eingeengten Raum politischer Entscheidungsmöglichkeiten läßt.“43




  




  Zwar hat sich der Parteienwettbewerb durch Grüne und Linke seitdem etwas erweitert, die tatsächlichen politischen Alternativen sind aber nicht zahlreicher geworden, weil auch die Neuen sich anpassen müssen44 um mitzuregieren und nach wie vor von einer pluralistisch offenen politischen Willensbildung weder in der Bevölkerung noch im Parlament die Rede sein kann.




  



  
20. Sachzwang statt Politik





  Unabhängiger kompetenter Rat, der sachliche und politische Alternativen aufzeigt, ist deutschlandweit Mangelware und verhindert einen demokratischen politischen Prozess. Die Ausstattung der Regierungsparteien, die auf den fachlichen Rat der Ministerien Zugriff haben, kann die fachliche Beratung der Oppositionsparteien nicht viel entgegensetzen. Wegen des Fehlens vor allem von der Wirtschaft unabhängiger kompetenter Berater für Politikalternativen dominiert die vermeintlich alternativlose Sachzwang-Logik und nicht zu Unrecht war das Wort alternativlos das Unwort des Jahres 2010.45




  




  Der Wähler in unserer Stellvertreter-Demokratie hat auch deswegen keinerlei substantielle Wahl, weil sich fast alle zur Wahl stehenden Parteien keine Politik im eigentlichen Sinne, sondern nur noch Anpassung an und Gestaltung von vermeintlichen Sachzwängen betreiben . Tatsächlich politisch würde das Handeln der Volksvertreter dann, wenn zu jeder Gesetzesinitiative und zu jedem politischen Vorschlag, zumindest aber zu allen wichtigen, ein Alternativvorschlag entwickelt und skizziert würde und es anschließend eine ausführliche transparente und ergebnisoffene Diskussion über Vor-und Nachteile beider Verfahrensweisen gäbe. Dies ist, wie wir alle wissen, nicht der Fall.




  




  Es herrscht durch die Bank in fast allen Fällen die Behauptung alternativloser Sachzwänge, unabhängig davon, ob nun gerade die CDU oder die SPD die Regierung führt. Technokratische, angeblich rein sachlich notwendige Gesetzesinitiativen zur besseren Verwaltung und Anpassung der Gesetzeslage an die gesellschaftlichen - vor allem wirtschaftlichen - Entwicklungen werden vorgelegt und für alternativlos erklärt.




  




  Diese Behauptung der Alternativlosigkeit ist umso wahrscheinlicher, als die Regierungen über immer weniger Sachkompetenz zur Einflussnahme auf oder gar Steuerung der komplexen Gesellschaft verfügen und sich diese dementsprechend über Experten und Lobbyisten einholen müssen. Der britische Politikwissenschaftler und Soziologe Colin Crouch beschreibt Regierungen als zunehmend institutionelle Idioten, die nach und nach nicht nur den Willen, sondern auch die Fähigkeit zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben verlören.46




  




  Dies werde durch eine Teufelskreis verstärkt: Neoliberale Effizienzkriterien zwängen zu einer Aufgabe von Handlungskompetenz und Entscheidungsverantwortlichkeit, wodurch die Politik angesichts der extrem schnellen wirtschaftlichen und digitalen Umwälzungen weitere Kompetenzverluste erleide, weshalb sie weitere fachliche Kompetenzen abgeben müsse.47




  




  Die Aufgabe von Handlungskompetenz und Entscheidungsverantwortlichkeit der Regierenden gelte nicht nur für Güter der öffentlichen Daseinsvorsorge (Infrastruktur, Energieversorgung, Post, Eisenbahn Telekommunikation, Rente), sondern auch für die demokratischen Institutionen selber.




  




  Diese einzig für demokratische Handlungen legitimierten Abgeordneten und Parlamente würden als Informationslieferanten und Instanzen der Sammlung wie Diskussion bürgerschaftlicher Anliegen und Interessen zunehmend von Expertengremien, Lobbys und Thinktanks abgelöst. Diese betrieben jetzt vor allem die politische Entscheidungsfindung, könnten aber nicht den Grad an Verantwortlichkeit, Transparenz und Gemeinwohl-orientierung aufweisen, wie es bei Parteien einmal der Fall war.48




  




  Originalton eines kritischen Bundestagsabgeordneten, der wegen derartiger Beurteilungen keine Karriere mehr machen wird:





  „Auch nach Fukushima, als die Regierung zwar verbal eine Kehrtwende bei ihren eigenen Positionen vornahm, gab es leider kein Umdenken bei der Gestaltung des demokratischen Willensbildungsprozesses. Wieder regiert ein enger Zeitplan und wieder soll das eigentliche Entscheidungsgremium, DAS PARLAMENT, am Ende nur die Vorschläge der Regierung abnicken. Erarbeitet wird diese Entscheidung dagegen in der sogenannten Ethikkommission, in der kein einziger Parlamentarier vertreten ist. Ich habe nichts gegen die Beratung durch Wissenschaftler, Ökonomen und Unternehmensvertreter. Doch dafür gibt es Anhörungen, in denen wir Abgeordnete die Fragen stellen und mit den Fachexperten diskutieren können, anstelle uns am Ende die Antworten vorgeben zu lassen. Ich kann nicht verstehen, wie die gewählten Volksvertreter der Regierungsparteien sich durch solche Gremien oder aufgrund angeblicher Zeitnot immer wieder freiwillig entmündigen lassen und am Ende die fremdbestimmten Vorgaben auch noch brav abnicken.“49




  




  Politik werde zunehmend als reines Management und Regierungstechnik verstanden, nicht mehr als Aushandlung von Kompromissen zwischen gesellschaftlichen Interessengruppen und Idealen.


  So seien Entwicklungen in Gang gekommen,





  “…die Integration, Rationalisierung, Reichtumskonzentration und den Glauben, das praktisch jedes Problem – von der Gesundheitsvorsorge bis hin zu politischen Krisen, sogar der Glaube selbst – gemanagt werden könnte, das bedeutet einer Kontrolle unterworfen, vorausgesagt und kosten-effektiv als Produkt abgeliefert werden könnte. Wähler werden genauso gut einschätzbar gemacht wie Konsumenten; eine Universität ist in ihren Strukturen beinahe so durchrationalisiert wie ein Wirtschaftsbetrieb; dessen Struktur ist in seiner Befehlskette so hierarchisch wie das Militär.“ [Übersetzung durch den Autor dieses Buches] 50




  





  Wirtschaftsnahe Experten, die in Wirtschaft oder neoliberalen Thinktanks arbeiten, haben gewaltig an Einfluss gewonnen51. Das Eindringen der Ökonomie in den Staat und auch damit den Übergang von staatlicher Macht zur ökonomischen Macht bemerken Bürger in der Regel nicht oder viel zu wenig, auch weil der kritische Bürger eine vom Aussterben bedrohte Art ist. Bürger nähmen daher die Verringerung ihrer Verantwortung und ihres Einflusses entweder schweigend hin oder bejubelten dies sogar, wenn sie sich stark und erfolgreich wirkenden politischen Führern anschlössen52 urteilt der us-amerikanische Politikwissenschaftler Sheldon Wolin. Siehe auch Obamas Jubelkampagne: „Yes we can!“. Dass Bürger sich in der Gestaltungskraft von Politikern sehr täuschen ist aber besonders auch in diesem Falle inzwischen bekannt. Unterm Strich aber regieren vor allem alternativlos erscheinende wirtschaftliche Sachzwänge. Der französische Philosoph Jacques Rancière urteilt:




  




  „Die Postdemokratie muss, um das demos53 zu verabschieden, das


  Politische als abwesend setzen, es zwischen den Mühlsteinen der


  wirtschaftlichen Notwendigkeit und der rechtlichen Regel zerreiben.“54




  




  Verabschieden kann man allerdings nur, was vorher zuhause war. Da das Volk politisch nie Herrschaft im eigentlichen Sinne ausübte, ist der Begriff der Post-Demokratie mehr als zweifelhaft. Was aber Rancières restliche Analyse nicht entwertet: Zunehmend mehr politische Entscheidungen finden nicht im Bundestag statt, werden also durch endgültige Abkopplung vom Volk entpolitisiert. Immer mehr Entscheidungen, die noch im Bundestag verbleiben, werden als technologischer, bürokratischer, wissenschaftlicher, rechtlicher und ökonomischer Sachzwang begriffen und dargestellt, also auf diesem Wege entpolitisiert und für alternativlos erklärt.




  




  Parteipolitiker und Parteimaschinen, so meinte schon 1947 der österreichische Nationalökonom Joseph Schumpeter, seien nur der Versuch, den politischen Konkurrenzkampf genau gleich wie die entsprechenden Praktiken eines Wirtschaftsverbandes zu regulieren. Er fände es völlig normal, wenn Politiker genauso mit Wählerstimmen handelten, wie Geschäftsleute mit Öl oder anderen Waren55.




  




  Politische Werte und Inhalte seien beliebige Waren und nur ein Mittel zur Macht. Die Logik des Marktes durchdringe alles. Politiker und Parteien strebten nicht die Regierung an, um politische Konzepte zu verwirklichen, sondern formulieren politische Konzepte, um an die Regierung zu kommen, meinte 10 Jahre später bereits der us-amerikanische Politikwissenschaftler Anthony Downs.




  




  Man fragt sich, warum 60 Jahre später Bürger, Medien und Politiker noch immer gegenteiligen Illusionen nachhängen. Ist es, weil sie es einfach glauben wollen, da es die bequemste Lösung für alle Beteiligten ist?




  




  Kleiner Exkurs zur Privatisierung der Rente




  




  Ein herausragendes Beispiel der letzten Jahrzehnte für angeblich alternativlosen Sachzwang ist die Teil-Privatisierung der Rente. Die Tatsache der verlängerten Lebenserwartung, der sogenannte demographischer Faktor, wird politisch und medial fast monokausal und singulär als Vorwand genommen, einen Privatisierungszwang - Privatvorsorge und Riester-Rente etc.- zu propagieren und gesetzlich umzusetzen, weil das bisherige Umlageverfahren angeblich nicht mehr in der Lage sei, eine sichere Rente zu gewährleisten.




  




  Die den demographischen Faktor mehr als ausgleichenden Produktivitätsfortschritte werden in diesem Zusammenhang verschwiegen und die Partikularinteressen der Versicherungswirtschaft, Banken und Börsen einseitig bedient56. Die bei der Einführung der Privatrente federführende SPD hat damit die Bürgerschaft insgesamt zwangsweise über das Rentensystem an den Kapitalmarkt gebracht. Die Abhängigkeit vom globalen Finanzsystem ist jetzt auch ganz direkt über den alltäglichen Zwang zur Rentensicherung bei fast allen Bürgern etabliert. Dadurch sind Bürger leichter finanzmarktpolitisch beinflussbar und steuerbar, da sie durch politisches Engagement, welches die Kapitalrendite schmälert, direkt sich selber schaden. Die Privatrente macht wie der Hauskredit Bürger nun auch zu Abhängigen der Kapitalmärkte.




  




  Was die direkte Abhängigkeit des Bürgers von den Kapitalmärkten für die Sicherheit und Höhe seiner Rente auch bedeutet kann man sich am Beispiel von Rentnern in den USA veranschaulichen57. Unabhängig von diesen krass negativen Beispielen, die man in Deutschland glaubt im Griff zu haben, ist eines klar: Wer mit seiner Rente einmal an den Kapitalmarkt gebunden ist kann in Börsen-Krisenzeiten nicht aussteigen. Wenn er dann gerade oder in absehbarer Zeit in Rente geht hat er Pech gehabt.




  




  Was am Beispiel der Rentenprivatisierung und Anbindung an die Kapitalmärkte deutlich wird ist




  




  

    	Die Manipulation der öffentlichen Meinung im Sinne partikularer Wirtschaftsinteressen




    	Die Ausrichtung der Politik an diesen wirtschaftlichen Profitinteressen




    	Die Unmündigkeit des Bürgers , das zu durchschauen und sich ihm zu widersetzen




    	Den Mythos vom Sachzwang, der sich einem demokratischen Diskurs entzieht




  




  Ernsthafte politische Alternativkonzepte gibt es im Parlament nur in absoluten Ausnahmefällen, nämlich dann, wenn in ganz bestimmten Problemfeldern die wirtschaftlichen Lobbygruppen noch nicht stark genug sind, um ethisch aufgeladene Fragen in ihrem Sinne alternativlos zu beeinflussen, wie z.B. im Falle der Präimplantationsdiagnostik (PID).




  




  Die dann inszenierten Gewissensentscheidungen - was sind dann eigentlich alle anderen ? - gelten anschließend partei-und medienübergreifend immer als Sternstunden des Parlamentarismus - man könnte auch sagen: Es sind die einzigen und insgesamt bedeutungslosen Stunden, in denen Parlamentarismus noch ansatzweise im Sinne von Volksherrschaft funktioniert. Im normalen politischen Berliner und Brüsseler Alltag aber sind das nur Verhaltensweisen von einem anderen Stern, Sternstunden eben.




  




  Die Gewissenlosigkeit der alltäglichen parlamentarischen Entscheidungen beschreibt ein Bundestagsabgeordneter der SPD, Marco Bülow:




  




  „Gerade bei der Atomdebatte wird doch absolut offensichtlich, wie wenig die Abgeordneten ihrem Gewissen folgen. Entweder haben Fraktionsmitglieder von Union und FDP bei der Laufzeitverlängerung ihr Gewissen vollständig aufgegeben oder sie tun es, wenn im Sommer die Kehrtwende beschlossen wird.“58






  An dieser Stelle meiner Analyse ist vor allem die Tatsache interessant, dass Politiker in fast allen wichtigen politischen Fragen, exekutiven Entscheidungen und Gesetzespaketen einen Sachzwang behaupten und sich dem letztendlich beugen. Auch wenn zwischen den Parteien taktisch und strategisch begrenzte Konflikte vor allem medial ausgetragen werden, um die Sichtbarkeit und Machtbeteiligung der eigenen Partei zu erhöhen und zu sichern, so ist dies doch praktisch nie mehr ein Streit oder demokratischer Diskurs um zwei Politikalternativen, um Politik also überhaupt.




  




  Vielmehr geht es dabei nur um Nuancen und um die Frage, wer für seine Partei oder seinen Flügel die meiste Ehre und meiste Anerkennung in der Öffentlichkeit und bei den Wählern mobilisieren kann, dient also vor allem auch der parteiübergreifenden und parteiinternen Karriere-entwicklung.




  




  In den parteiübergreifenden Kontakten und Arbeitsgruppen hinter verschlossenen und vor Medienvertretern geschützten Türen, in den Bars, Kneipen und Restaurants, auf den Parties und Empfängen und bei anderen gesellschaftlichen Ereignissen, wo man anschließend unter Ausschluss der Öffentlichkeit mit seinen angeblich politischen Feinden zusammentrifft, wird diese theatrale Marketingveranstaltung beendet und man versteht sich mit vielen vermeintlichen Feinden prächtig.




  




  Nicht nur die Boulevardmedien, auch die seriöseren Medien transportieren die überwiegend inszenierte Botschaft von vielen ernsthaften politischen Kontroversen, die die genaue Ausgestaltung des parteiübergreifenden Gesamt-Konsens begleiten. Das steigert die Auflage und simuliert Demokratie, wo Anpassung an vermeintliche Sachzwänge regiert. Der Großteil der Öffentlichkeit glaubt dementsprechend, bei Wahlen doch irgendwie politische Alternativen zu haben.




  




  Diese Selbst-und Fremd-Illusionierung funktioniert immer noch bis tief in Kreise der eher aufgeklärten oder halb aufgeklärten bürgerlichen Bildungsschichten. Folgendes Gedankenexperiment erscheint mir in diesem Zusammenhang interessant:




  




  Man gäbe einem intelligenten Wesen von einem anderen Planeten oder auch nur von außerhalb der westlichen Demokratien eine kurze Zielvorstellung von unseren Parteien im Bundestag nach dem Motto: Grüne für Ökologie, SPD fürs Soziale, FDP für Freiheit, CDU für die christlich angehauchte Unternehmerschaft oder so ähnlich. Dann füge man eine Liste der letzten wichtigsten 200 Gesetze des Parlaments und politischen Entscheidungen der Exekutive seit 1998 hinzu und frage den intelligenten Unbekannten, welche politische Maßnahme er eher welcher Partei zuordne.




  




  Glaubst Du , lieber Leser, im Ernst, man würde hier eine wirklichkeitsnahe Antwort bekommen, also ein Zuordnung zu den Parteien, die den Tatsachen entspricht? Ich glaube man kann dem intelligenten Unbekannten auch noch getrost die Partei-und Wahlprogramme aller Parteien zur Lektüre geben, er würde keine klare Verbindung zwischen Parteien und den getroffenen politischen Entschlüssen benennen können.




  




  Was zeigt mir dieses Gedankenexperiment? Parteipolitik ist beliebig austauschbar und folgt mittlerweile dem übergreifend behaupteten Sachzwang technokratischer und wirtschaftlicher Anpassungstätigkeit sowie den jeweils parteilichen und persönlichen Macht-und Karrierezielen.


  Politik im Sinne von Gestaltung und im Sinne von Entscheidungsfindung zwischen politischen Alternativen ist weitgehend abgeschafft.




  




  An dieser Stelle diskutiere ich noch nicht, ob und wenn ja wie dieser Sachzwang tatsächlich existiert oder inwieweit er nur behauptet wird59. Hier bleibt festzuhalten: Allein die Behauptung eines alternativlosen Sachzwanges entmachtet nicht nur die nichts wählenden Bürger, diese Rechtfertigungsstrategie der Sachzwang Logik entmachtet auch die Abgeordneten und Politiker, die sich selber in die vermeintliche Unausweichlichkeit begeben.





  



  
21. Gemeinwohl oder Fraktionszwang






  Nach Art. 38 Abs. 1 Satz 2 Grundgesetz sind die Abgeordneten „Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen“. Zwar ist ein offizieller Fraktionszwang in Deutschland also grundgesetzwidrig - wer weiß das überhaupt ? - aber de facto besteht er fast immer60. Nur in ganz seltenen Fällen, wenn es nach Meinung der herrschenden Mehrheit um besonders persönliche und ethische Fragen geht, wird die Abstimmung frei gegeben und einmalig der Grundgesetzzustand hergestellt!




  




  Man fragt sich, wo sich denn in den übrigen Entscheidungen das Gewissen der Abgeordneten


  befindet? Unausgesprochen wird also behauptet, dass die übergroße Mehrheit aller Parlaments-Entscheidungen gewissenlos sei. Diese Gewissenlosigkeit wird auch in den Koalitionsverträgen festgeschrieben. Fast alle deutschen Koalitionsverträge sind grundgesetzwidrig, weil sie die Fraktionsdisziplin vertraglich vereinbaren.61




  




  Die Parteien argumentieren, dies seien ja nur nicht bindende Vereinbarungen, natürlich könne jeder Abgeordnete nach seinem Gewissen abstimmen. Aber wehe, wenn er es tut! Dann ist seine Karriere beendet. Tatsächliche Macht schlägt wie immer formales Recht. Der Abgeordnete, der von der Partei abweicht und sich auf sich selbst oder gar aufs Volk beruft hat verloren. Kann man das Grundgesetz mehr verhöhnen als so? Auch wenn es eher unabsichtlich ohne Vorwand geschieht?




  




  Allerdings hat der Verfassungsschutz diese Verfassungsfeindlichkeit, genauer Grundsetzwidrigkeit62, aller im Bundestag vertretenen Parteien noch nicht als beobachtungswürdig eingestuft, zumindest ist dies nicht bekannt. Gerade der Berufspolitiker ist von seiner Partei, seinem Arbeitgeber sozusagen, abhängig, Abweichler werden vor der nächsten Wahl nicht mehr aufgestellt.




  




  Nur wenige einzelne starke Abgeordnete können sich hiervon durch ihre Popularität in einem bestimmten Wahlkreis als Direktkandidat unabhängig machen. Die ganz große Mehrzahl erkauft sich auch mit Schmiergeldern, pardon, finanziellen Beiträgen zum Wahlkampf, einen sicheren Listenplatz. Um nichts anderes als eine legalisierte aber verfassungsmäßig eigentlich illegale zusätzliche Parteienfinanzierung aus Steuermitteln handelt es sich auch bei dem Teil der Diäten, den die Abgeordneten freiwillig (?) monatlich in ihre Parteikasse zurückzahlen.63




  




  Der Fraktionszwang gemeinsam mit Machtwillen hat eine solche Gewalt, dass er bereits wenige Jahre nach Einzug der Grünen in den Bundestag genutzt werden konnte, um eines ihrer zentralen Gründungsmotive, die Anti-Kriegs-Haltung, auf den Müllhaufen ihrer Partei-Geschichte zu befördern. Bundeskanzler Schröder (SPD) und Außenminister Fischer (Grüne) nutzten den Fraktionszwang, um die deutsche Beteiligung am Kosovo-Krieg durchzusetzen.




  




  Regelmäßig zerstört der Fraktionszwang64 der Regierungsparteien auch die theoretische Gewaltenteilung, die in den Schulbüchern immer noch als eine der Fundamente parlamentarischer Demokratie behauptet wird: Das Maß des Abnickens65 der exekutiven Regierungspolitik in den jeweils herrschenden Regierungsfraktionen, also der Mehrheit in der Legislative, ist so selbstverständlich, dass es kaum auffällt, geschweige denn in Frage gestellt wird. Dies gilt sogar für die Opposition, bis hinunter in Landtage und Kommunalparlamente, wo noch weniger Opposition stattfindet und die weit überwiegende Mehrheit aller Beschlüsse gemeinsam gefasst wird, folgend einer Sachzwang-Ideologie, ohne die geringste ernsthafte politische Diskussion über Alternativen.




  




  Der Fraktionszwang, der verschämt Fraktionsdisziplin genannt wird, wird mit der Handlungsfähigkeit des Parlamentes und der Entscheidungsfähigkeit der Wähler begründet66. Wähler bräuchten langfristig kalkulierbare Wahlprogramme, um sich für eine Partei entscheiden zu können.





  




  Weder aber gibt es langfristig kalkulierbare Wahlprogramme67, sondern nur kurzfristigste unverbindlichste Marketingbroschüren zum Wählerfang ohne jegliche inhaltliche Bindungswirkung, noch glaubt die Mehrheit der Wähler an diese Begründung Herrn Alemanns:




  




  Sonst gäbe es nicht dermaßen viele Nichtwähler, Wechselwähler, Protestwähler und bis kurz vor der Wahl Unentschlossene, ganz abgesehen von denjenigen, die zwar noch einer Partei treu sind, aber schon lange nicht mehr glauben, deshalb eine ganz bestimmte Politik geliefert zu bekommen.




  




  Bei der Bundestagswahl 2009 gab es 29,2% Nichtwähler68. Um die 25% der Wähler und Nichtwähler sind nach eigener Einschätzung Wechselwähler. Nur 35% der Wähler verstehen überhaupt, was Politiker sagen69.




  




  Diese starken Indizien alleine zeigen schon, dass das Argument der langfristig kalkulierbaren Wahlprogramme nicht stichhaltig ist. Wahlprogramme dienen darüber hinaus nur als drittrangige Informationsquelle für Wähler und werden zudem auch noch nicht verstanden, ganz abgesehen von ihrer weitgehenden Unverbindlichkeit und Außerkraftsetzung durch die reale Politik.




  




  Was die behauptete Arbeitsfähigkeit des Parlamentes aufgrund des Fraktionszwanges angeht, so handelt es sich wohl viel eher um einen wesentlichen Faktor der Vorhersagbarkeit und Beeinfluss-barkeit von Fraktionen, Parteien und Abgeordneten. Wer Politik beeinflussen und gestalten will, muss sich nicht auf die schwierige Aufgabe der Beeinflussung von mehr als 600 Bundestagsabgeordneten einlassen, er kann sich vertrauensvoll an die Meinungsführer, Fraktionsspitzen und in Ausnahmefällen bei Bedarf je nach Thema an die führenden Fachpolitiker wenden, damit bekommt er alle. Wobei die Fachpolitiker in der Hierarchie entgegen der öffentlichen Erwartung mit die Machtlosesten und auch Unwichtigsten sind, wie Insider zu berichten wissen70.




  




  Diese Tatsache stärkt die Wirtschaftslobby und die herrschende Fraktions-wie Regierungselite, sie nimmt den Hinterbänklern und den Bürgern praktisch alle Macht und jeglichen Einfluss im Parlament, bis auf wenige Ausnahmen.




  



  
22. Parteidisziplin als Hörigkeit






  Abweichende politische Positionen der Anwärter auf Ämter werden zumindest soweit kanalisiert und eingeebnet, dass sie sich auf die Intention der Partei zu Machterwerb und Machterhaltung nicht nachteilig auswirken können71. Wenn mal einer durchrutscht und zu kritisch agiert, wie der Bundestagsabgeordnete Marco Bülow, wird er in der Parteihierarchie degradiert und solange nicht befördert, bis er wieder im Sinne er Parteioberen spurt.72




  




  Der innerparteiliche Zwang zum Konsens marginalisiert die Minoritäten in der Partei, sie werden weg-integriert, also verschluckt und nicht mehr repräsentiert, insofern inhaltlich bedeutungslos73. Der deutsch-britische Soziologe, Politiker und Publizist Ralf Dahrendorf kritisiert bereits 1977 das Übermaß an Konsens und beklagt das Kehren von Widersprüchen unter den Teppich. Erstes Opfer des deutschen Konsens seien neuen Ideen und unbequeme Fragen74.




  




  Gerade bei jungen Leuten, die diese Ideen vortragen und Fragen stellen wollen und müssen, entsteht mit der Einsicht in die Aussichtslosigkeit, eigene grundlegend andere Gedanken und abweichende Ziele öffentlich vertreten zu können die Entmutigung und der verstärkte Rückzug ins Private. Der anschließend von den Politikern beklagt wird, was offensichtlich eine scheinheilige Klage ist.




  




  Wer sich politisch engagiert muss zunächst die inneren Machtkartelle der Parteien und Fraktionen wie die herrschenden Interpretation und Umsetzung des Grundgesetzes anerkennen, bevor er ernst genommen wird und Chancen hat sich einflussreich zu artikulieren. Damit ist aber die Artikulation schon auf eine ganz bestimmte, sehr enge Bandbreite eingeschränkt.




  




  Auch diese verhindert die Lernfähigkeit des Systems, welches Impulse für neue Verhaltensmuster von Nicht-Etablierten nicht mehr aufnehmen kann.




  





  Kleiner Exkurs zur Kandidatenkür in den USA




  




  In den Vereinigten Staaten ist der Prozess der Kandidatenauswahl für Ämter deutlich anders strukturiert als in Deutschland. US-amerikanische Parteien erziehen ihre Politiker nicht in jahrzehntelangen Sitzungen wie ihre deutschen Kollegen, vielmehr wählen sie, ob ihre Kandidaten zu der politischen Agenda passen, die in partikularen Interessengruppen und politischen Planungsprozessen entwickelt wurde. Kandidatenauswahl funktioniert vor allem fast ausschließlich über große Spenden-Kampagnen der Macht-und Geldeliten wie angeheuerte politische Berater.




  




  Es gibt viele Wege, auf denen sich Mitglieder der US-Machteliten in die Karrieren von Politikern einmischen, die sie bevorzugen. Dazu gehören die bequemen Jobs als Lobbyisten, hochbezahlte Redner für Selbst-und Fremdmotivation sowie Jobs als Direktoren in Wirtschaftsbetrieben. Jobs die allen im Sinne der Machteliten vernünftigen Abgeordneten offen stehen, wenn ihre politische Karriere vorüber ist75.




  




  Jedoch bedeutet dies nicht, dass alle US-Politiker von den Machteliten gekauft und bezahlt werden. Es gibt zahlreiche liberale und ultrakonservative Abgeordnete, die mit den politischen Meinungen von Mitgliedern der herrschenden Eliten keineswegs übereinstimmen.




  




  Aber es gibt nicht genügend von ihnen, sie sind nicht gut organisiert, und sie haben nicht die Überlebensfähigkeit wie diejenigen, die der Perspektive und dem Urteil einflussreicher Firmen auf die meisten politischen Themen zustimmen. So ist die vorherrschende Politik der ausgewählten Kandidaten letztlich sehr wirtschafts-und unternehmerfreundlich.




  




  Nun – die finanziell hochlukrativen Beraterjobs in der Wirtschaft sind ja auch inzwischen in Deutschland eine eingeübte Praxis für viele ausgediente Schlachtrösser jeglicher Partei. Dabei ist es nicht hinderlich sondern fördernd, vorher als Mandats-und Funktionsträger eine dem späteren Arbeitgeber verträgliche Politik gemacht zu haben.76




  




  In Deutschland sagt der Volksmund auch seit langem, „eine Krähe hacke keiner anderen die Augen aus“. Wenn dies bereits seit Jahrhunderten für die Angehörigen derselben Berufsgruppe gilt, so gilt es, wenn es um Amt und Würden geht, erst recht für die Mitglieder derselben Partei. Zwar wird der Schwächere, wenn es um untergeordnete Positionen geht, durchaus öfter von den eigenen Parteifreunden gemeuchelt, aber bereits ab der Position eines Fraktionsvorsitzenden oder eines Bürgermeisters auf kommunaler Ebene spielt die Außenwirkung der Partei die wichtigste Rolle.




  




  Ihr wird die Frage, ob der entsprechende Parteifreund persönlich und sachlich geeignet sei, in der Regel vollständig untergeordnet. Parteimitglieder werden so lange es irgend geht in einem öffentlichen Amt gehalten mit dem Argument, dass sonst die Partei in der Öffentlichkeit Schaden erleiden würde.




  




  Öffentlich werden die Verfehlungen des Amtsträgers selbstverständlich nach allen Regeln der Kunst heruntergespielt. Die gemeinsame Karriere, Macht und Einfluss der Partei werden de facto wichtiger angesehen als eine Politik im Sinne des Allgemeinwohls. Parteipolitische Opportunität siegt über demokratische und inhaltliche Argumente. Erst wenn nach Wochen oder Monaten ein Kipppunkt erreicht wird, bei dem diese Strategie der bedingungslosen Unterstützung des Amtsträgers offensichtlich mehr Schaden für die Partei anrichtet als seine Entmachtung, wird er oder sie umstandslos fallen gelassen.77




  




  Wie sehr sich dabei die Maßstäbe und Wertungen gerade der sogenannten bürgerlichen Parteien verschoben haben macht allein die Tatsache deutlich, dass sich der Rücktritt beispielsweise eines Bundespräsidenten Wulff oder eines hochrangigen Parteifunktionärs Edathy erst nach Eröffnung staatsanwaltlicher Ermittlungen gegen sie vollzog und es nicht nur in diesen beiden Fällen typisch ist, weiterhin fehlendes Unrechtsbewusstsein zur Schau zu tragen.78




  




  Auch die spätere gerichtliche und mediale Reinwaschung des ehemaligen Bundespräsidenten ändert nichts an dieser Einschätzung, sondern zeigt nur, dass Politik, Justiz und Medien bei Mitgliedern der Machteliten mehr tolerieren als bei kleinen Angestellten von Discountern, die schon wegen Vorteilsnahme entlassen werden, wenn sie ein Brötchen unrechtmäßig aufgegessen haben.




  




  Anders als früher parteien-kritische Leitmedien wie der Spiegel heutzutage feststellen79 ist der Umgang von Parteifunktionären mit Vorwürfen kein Versagen Einzelner, sondern Ausdruck des Korpsgeistes unter Parteipolitikern und damit systemischer Natur: Immer wenn Politiker-Kollegen in die Kritik geraten wird zunächst ein Schutzreflex zumindest der direkt betroffenen Partei ausgelöst, nur wenn für die Partei öffentlicher Schaden droht, wird nachgegeben und begrenzt aufgeklärt.




  




  Im Vordergrund stehen Ansehen und Einfluss der Partei, nicht das Wohl der Bürger. Daher endet die brutalstmögliche Aufklärung auch regelmäßig dann, wenn sich die mediale Öffentlichkeit beruhigt hat. Anschließend können dann Altkanzler wie Kohl in ihrer Partei und im Land wieder geehrt werden und andere, die ebenfalls in die kriminelle CDU-Parteispendenaffäre verstrickt waren, wie Schäuble, zum mächtigsten Finanzminister der EU aufsteigen, ohne weiter vor irgendwem dafür behelligt zu werden. Außer von politischen Neulingen in der Peripherie, die den Ehrenkodex der politischen Eliten nach dem Motto Schwamm drüber noch nicht selbstverständlich verinnerlicht haben und unzeitgemäß brechen80.




  
23. Innerparteiliche Autokratie






  Die soziale Basis von Parteien, also die Zahl ihrer Mitglieder und deren Schichtzugehörigkeit wird umso unwichtiger, je weniger demokratische Willensbildung es in der Partei von unten nach oben gibt. Wenn Mitglieder nichts zu sagen haben, ist es auch egal, wer sie eigentlich sind.81




  




  Auch deswegen ist der dramatische Mitgliederschwund für die Parteien zunächst mal kein vordringliches Problem. Sie sind von ihrer Basis schon so weit abgekoppelt und führen Wahlkämpfe immer stärker medial, dass sie viele Jahrzehnte lang auch so ganz gut und von einer Basis unbehelligter zurechtkommen, auch wenn sie sicher pflichtschuldig den allgemeinen Verfall des parteipolitischen Engagements beklagen. Die Basis der Parteien ist aus der Sicht der Führungseliten immer mehr entbehrlich. Vor allem aus Legitimationsgründen muss eine gewisse Zahl noch vorhanden sein. Aber wo ist die Grenze nach unten?




  




  Ein einziger Begriff beschreibt schon fast, wie es um die innerparteiliche Demokratie bestellt ist:




  




  „Kampfkandidatur“. Wenn eine wichtige Personalie überhaupt jemals außerhalb der Hinterzimmer entschieden wird, wenn also Alternativen bestehen und nicht nur ratifiziert, also abgenickt wird, spricht man innerparteilich von Kampf.




  




  Eine normale ergebnisoffene demokratische Diskussion zwischen personellen oder sachlichen Alternativen ist die Ausnahme, wenn sie eintritt, nennt man sie abwertend Kampf.




  




  Ergebnisoffene Diskussion wird als Bedrohung empfunden, Ansätze ernsthafter Auseinandersetzungen werden sofort als innerparteiliche Zerrissenheit wahrgenommen. Meinungsverschiedenheiten werden negativ als Streit bezeichnet, der nicht wünschenswert sei, weil er das Bild der Partei in der Öffentlichkeit beschädige.




  




  Eine demokratische Argumentations-und Streitkultur ist Mangelware. Während zum Beispiel in Schulen Lehrer seit Jahrzehnten versuchen, Schülern eine Argumentations-und Debattenkultur (Pro/Kontra) näher zu bringen, ist diese in den parteiinternen Auseinandersetzungen oberhalb der Ortsvereine praktisch unerwünscht, geradezu verpönt. In den Ortsvereinen können sie sich ruhig die Köpfe heißreden, die haben ja sowieso nicht zu sagen.




  




  Der SPD-Bundestagsabgeordnete Marco Bülow stellt fest:




  
„Das Abnicken ohne ausgiebige oder gar strittige Diskussionen wird für die Regierungsfraktionen immer mehr zur Routine. Die Ökonomisierung der Politik verfestigt sich zunehmend und die Politiker, vor allem die Basisgruppen der Parteien, verlieren ihre politischen Gestaltungsspielräume. Nicht nur in den Fraktionen, sondern auch in den Parteien regieren weiterhin kleine intransparente Eliten, welche die Spitzenfunktionen und Ämter unter sich ausmachen. So kamen nahezu alle Partei-und Fraktionsvorsitzende der verschiedenen Parteien an ihre Positionen und so stellte sich die neue Spitze der FDP auf, die am Ende nur noch der Form halber von einem Parteitag abgesegnet wurde. Schon vorher trat Philipp Rösler in den Medien als zukünftiger Vorsitzender seiner Partei auf. Statt offener Kandidaturen und Diskussionen regiert die Hinterzimmer Diplomatie.“82




  




  Parteitage aber sind theatrale Inszenierungsspektakel, bei denen der Parteivorstand und einige machtvolle Persönlichkeiten in aller Regel die Strippen ziehen. Die Mitgliederbasis hat kein Vorschlags-und normalerweise auch kein Abstimmungsrecht für Kandidaten der Partei,


  die Antragskommissionen auf den Parteitagen sind zentral von oben besetzt und gesteuert, Anträge, die nicht der Vorstandslinie entsprechen werden verhindert oder verwässert, Rederechte werden autoritär gewährt und nicht genommen oder von der Parteitagsbasis kontrolliert.




  




  Auch Zeitdruck, Arbeitsüberlastung sowie der dominierende Wunsch nach einheitlichem Auftreten „für die Medien“ - wie man meint und sagt – und die Parteitagsregie erwirken insgesamt eine hierarchische Einbahnstraße von oben nach unten, selbst zu den schon an sich machtvolleren Parteitagsdelegierten, ganz zu schweigen zum einfachen Mitglied im Ortsverein.




  




  Im Allgemeinen wird unten gemeckert,


  oben wird entschieden.




  




  Natürlich muss das Machtzentrum der Parteien im jeweiligen Bundes-und Fraktionsvorstand und seinen Spitzenpolitikern auch darauf achten, dass die unterschiedlichen Strömungen in der Partei eine gewisse Beachtung finden83. Beachtung heißt aber noch nicht, dass sie relevant Politik gestalten. Das wird wenn nötig symbolisch abgehandelt. Man ist ja genügsam.




  




  Aber als Herrscher über Tagesordnungen, Parteitagsstrategie und reale Politik statt Parteitagsbeschlüssen und Programmversprechen haben die Oligarchen der Partei und ihre Helfer als Profis eine Macht, der die Basis der Partei auf Dauer nicht das Wasser reichen kann. Allein ihre Professionalität gibt ihnen ein täglichen Vorteil in der parteilichen Machtstruktur und die Basis lässt sich umso leichter einbinden84 (!), je mehr Regierungsbeteiligung an der Spitze realisiert wird.




  




  Schon die Illusion einer Machtbeteiligung wirkt Wunder. Regierungsbeteiligung als kleine Partei wird mit Machtbeteiligung verwechselt. Wie viele grüne Landesparteien und ihre Parteimitglieder waren nicht schon hoch erfreut, an einer Regierung beteiligt sein zu dürfen. Da kommt es schon nicht mehr darauf an, ob man dort nur ein bisschen grüne Symbolpolitik, ansonsten aber die Politik von SPD und CDU macht.




  




  Diese Selbst-Illusionierung aller Parteimitglieder, egal ob bei den Grünen, in der SPD oder CDU zusammen mit einer Autoritätsfixierung bis in die Mitte aller Parteien besorgt den Rest der Regel: Die Spitze herrscht, die Basis ordnet sich unter.
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